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Die Zuſammenlegung der Grundſtücke. 


Die XXVIII. Verſammlung deutſcher Land- und Forſtwirthe, 
welche vom 22. bis 28. September 1872 in München abgehalten 
wurde, fand als erſten Gegenſtand der Berathungen in der Plenar⸗ 
verſammlung die Frage: „Die Zuſammenlegung der Grundſtücke iſt 
in vielen Ländern Deutſchlands zum großen Segen der Landwirthſchaft 
durchgeführt worden Wie laſſen ſich die Schwierigkeiten, welche der 
Zuſammenlegung entgegenſtehen, in Ländern mit ſehr weit gehender 
Parcellirung der Güter und ſehr wechſelnder Bodenbeſchaffenheit nach 
den bisher gemachten Erfahrungen am erfolgreichſten überwinden?“ 

Der Gegenſtand wurde durch zwei volle Tage von zahlreichen 
Rednern aus allen Gegenden Deutſchlands beſprochen und es liegt 
ſchon hierin der Beweis, welch große Bedeutung man dieſer Frage 

in Deutſchland zuerkennt und mit welch' großer Gründlichkeit ſie dort 
behandelt wird. 

Bei dieſer Verſammlung wurden von einem Redner aus Oeſter⸗ 
reich (Sectionsrath Peyrer im Ackerbauminiſterium) auch die öͤſter⸗ 
reichiſchen Verhältniffe beſprochen, daher wir das Weſentliche dieſer 
Rede nach dem eben erfchtenenen amtlichen, ſtenographiſchen Berichte 
(München 1873, Seite 75) hier mittheilen. Es heißt dort: 

„Auch bei uns in Oeſterreich beſchäftigt man ſich ſeit Jahren 
mit dieſer Frage. Die Regierung ſowohl, wie die landwirthſchaftlichen 
Vereine und Geſellſchaften haben ſich alle Mühe gegeben, die Com⸗ 


maſſation dadurch zu fördern, daß man populäre Schriften und 
Karten verbreitete und durch Belehrung in jeder Weiſe wirkte. Die 
Regierung hat bedeutende Subventionen in Ausſicht geſtellt, ſie hat 
in der neueren Zeit Gebührenfreiheit bewilligt, auch Erleichterungen 
gegeben im Verfahren in Bezug auf die Tabulargläubiger; aber alle 
dieſe Mittel waren nicht im Stande, Commaſſationen in größerem 
Maßſtabe herbeizuführen. Nur einzelne Fälle, inbeſondere in Mähren, 
in Salzburg und anderen Provinzen haben gezeigt, daß unſere Be⸗ 
völkerung vollkommen reif wäre für die Commaſſation, wo eine ſolche 
ausführbar iſt, daß es aber an den rechten Mitteln, dieſelbe hervor⸗ 
zurufen, bisher gefehlt hat. Ich glaube, daß in dieſer Frage ein Spruch 
von Montaigne ſich bewährt: Die Menſchen kommen nicht früher zur 
Wahrheit, als bis ſie alle möglichen Irrwege gegangen ſind. Ein 
Irrweg, der uns in Oeſtereich noch offenſtünde, wäre ein ſchlechtes 
Commaſſattonsgeſetz, etwa wie das baieriſche. 

Als eines der vorzüglichſten Mittel. die Commaſſation zu för⸗ 
dern, würde ich vorſchlagen, die Combinirung verſchiedener agrariſcher 
Reformen mit der Commaſſation. Die Pareellirung, die Gemenglage 
des Grundbeſitzes, iſt nicht der einzige Uebelſtand in unſeren agrari⸗ 
ſchen Beſitzverhältniſſen, der durch die Commaſſation beſeitigt werden 
ſoll. Ein anderer Uebelſtand liegt in dem unwirthſchaftlichen oft ganz 
ungeordneten Beſiz und den Benüßungsrechten der Gemeingründe. 
Es war einer der größten Fehler, den man in Süddeutſchland, na⸗ 
mentlich auch in Oeſterreich gemacht hat, daß man häufig dieſe Gründe 
vertheilt hat, ohne die Vertheilung mit der Commaſſation in Verbin⸗ 
dung zu bringen. Man hat dadurch eine neue Parcellirung geſchaffen. 
Würde man die Vertheilung, wo noch ſolche Gemeingründe vorhanden 
ſind, ausführen in Verbindung mit der Commaſſation, ſo könnte man 
jedem einzelnen Beſitzer nicht nur ein dem Werthe nach gleich großes 
Beſitzthum, wie er es bisher hatte, geben, ſondern ein noch weit 
größeres, weil zu der zu vertheilenden Maſſe der in die Commaſſa⸗ 
tion einzubeziehenden Einzelgründe auch noch die Gemeingründe hin⸗ 
zukommen. Dadurch würde die Geneigtheit der Beſitzer zur Gommaf- 
ſation weſentlich gefördert. 

Ein anderer agrariſcher Uebelſtand ſind ferner die häufigen 
Servituten: die Weide⸗, Streu⸗ und Holznutzungsrechte. Auch hier 
hat man ſich in Oeſterreich häufig Mühe gegeben, als Aequivalent 
für Holznutzungs⸗, Weide⸗ und Streurechte die Zuweiſung kleiner 
Parcellen Waldes an die Berechtigten durchzuſetzen. Man hat auch 
dadurch wieder die Parcellirung vergrößert und zwar gerade da, wo 
ſie am wenigſten vorkommen ſollte, im Walde. Würde man die Ser⸗ 
vitutablöſung in Verbindung bringen mit der Commaſſation, fo wäre 
es möglich, kleineren Beſitzungen, wie Herr Wilhelmi es als einen 
Vorzug des Verfahrens in Heſſen-Caſſel richtig hervorhob, nicht bloß 
für ihre bisherigen Grundſtücke, ſondern auch für ihre bisherigen Holz⸗ 
nutzungs⸗ und Weiderechte ein Aequivalent aus der Maſſe in der 
Nähe ihres Wohnſitzes anzuweiſen, dagegen die größeren Beſitzer mit 
größeren Grundſtücken unter Einbeziehung der Servitutsäquivalente 
zu entſchädigen. f 


Ein weiterer agrariſcher Uebelſtand, der zwar nicht in den Be— 
ſigverhältniſſen ſelbſt liegt, aber eine Folge der früher bezeichneten 
Uebelſtände, insbeſondere der Gemenglage iſt, find die ſchlechten Feld- 
wege und die mangelhaften Bewäſſerungsaulagen. Auch höer iſt es ein 


Fehler, daß man, wie dies in Württemberg in Bezug auf Feldwege, 


in Baiern und Oeſterreich in Bezug auf Waſſeranlagen der Fall iſt, 
bei ſolchen Anlagen deu Majoritätsbeſchlüſſen Geltung verſchafft, bei 
der Commaſſation jedoch nicht. Nun weiß aber jeder Culturtechniker, 
wie ſchwer es tft, jedem kleineren Grundſtücke zu einem Feldwege 
eder zu einer Bewäſſerungsanlage zu verhelfen. Wert einfacher tft die 
Sache auf commaſſirten Fluren. Da hat der Culturtechniker nicht 
mehr mit derartigen Hinderniſſen zu rechnen. Er kann die Sache ſo 
einrichten, daß die geſammte Gemeinde den größten Ertrag erzielt. 
Es wäre daher eine der wichtigſten Beſtimmungen für ein neues 
Commaſſationsgeſetz, daß auf möglichſt gleichmäßiger Grundlage, durch 
dieſelben Organe, in einem und demſelben Verfahren, alle dieſe ver- 
ſchiedenen agrariſchen Reformen gleichzeitig zur Anwendung gebracht 
werden. 


Ich möchte nur noch ein zweites Mittel, die Commaſſation zu 
fördern, erwähnen: die Schaffung von eigenen Organen. Man be⸗ 
gegnet häufig der Anſchauung, es fer das Zweckmäßigſte, wenn die 
Landwirthe ſelbſt, ohne Mithilfe von Commiſſionen ihre Grundſtücke 
gut arrondirten. So verführeriſch dieſe Anſchauung iſt, ſo falſch iſt ſie. 
Man gibt heutzutage den Landwirthen nicht mehr den Rath, ſich ihre 
Ackerwerkzeuge ſelbſt zu machen, ihr Hausvieh in Krankheitsfällen 
ſelbſt zu curiren oder ſolches dem nächſten Pfuſcher zur Cur zu über⸗ 
weiſen. Die Commaſſation iſt auch eine Sache, die techniſche, juriſti⸗ 
ſche und ökonomiſche Kräfte verlangt und ohne eine richtige Organi⸗ 
ſation, welche alle dieſe Kräfte in richtige Verbindung bringt, iſt es 
nicht möglich, eine gute Commaſſation zur Ausführung zu bringen. 
Ich habe im vorigen Jahre auf einec Studienreiſe in Deutſchland die 
eigenthümliche Bemerkung gemacht, daß im Naſſau'ſchen, wo das Con⸗ 
ſolidationsverfahren beſteht, auf dem Geometer das Hauptgewicht liegt, 
im preußiſchen Separationsverfahren dagegen der juriſtiſch gebildete 
Specialcommiſſär und im ſächſiſchen Verfahren der ökonomiſche Com⸗ 
miſſär der Hauptleiter des Geſchäſtes iſt. Aber doch wird in allen 
drei Ländern dafür geſorgt, daß auch die übrigen Kräfte rechtzeitig in 
Verwendung kommen. Meines Erachtens haben wohl die größeren Er⸗ 
folge die preußiſchen Commiſſionen erwirkt. Bei ſchwierigeren Com⸗ 
maſſationen, oder auch bei ſolchen, wo gleichzeitig auch Rechtsfragen 
zu löſen find, wo Gemeintheilungen oder Servitutsverhältniſſe vor⸗ 
kommen oder ſchwierige Waſſerrechtsverhältniſſe zu regeln find, iſt es 
nicht möglich, daß der Geometer allein dieſe Regelung vornimmt. 
Der juriſtiſch gebildete Commiſſär muß vor Allem die Sache ſo 
ordnen, daß der Culturtechniker freie Hand bekommt. 


Ein anderes Mittel, um die Commaſſation zu fördern, deſſen ich 
noch erwähnen möchte, ſind: wohlgeordnete, in jeder Beziehung klare 
und umfaſſende Geſetze, Verordunngen und Inſtructionen. Auch hier 
begegnet man gewöhnlich dem Vorurtheile: je weniger Paragraphen, 
deſto leichter und einfacher das Verfahren. Auch dies iſt falſch. Unſere 
älteren Civilpreceßordnungen hatten nur wenige Paragraphen, die 
Proceffe dauerten aber unter der Herrſchaft derſelben Jahrzehnte, ob⸗ 
gleich die älteren Rechtsverhältniſfe viel einfacher waren als die unſe⸗ 
rigen ſind. Die neueren Proceßordnungen, welche das Verfahren in 
jeder Beziehung auf das klarſte regeln, enthalten gegen tauſend Pa⸗ 
ragraphen und es werden trotzdem oder vielmehr eben dadurch in der 
neueren Zeit, obwohl die Rechtsverhält aiſſe viel verwickelter find, die 
Proceſſe in kürzerer Zeit erlediget als früher. Ich glaube alſo, daß 
dort, wo das Meiſte der ſogenannten Einſicht der Parteien oder rich⸗ 
tiger der Willkür, dem Zufalle überlaſſen und nicht das Verfahren 
genau geregelt wurde, für die Commaſſation außerordentliche Schwierig⸗ 
keiten geſchaffen wurden. Es kann natürlich hier das Commaſſations⸗ 
verfahren nicht genauer beſprochen werden. Nur einen Grundſatz möchte 
ich mir erlauben, hier hervorzuheben. Das Commaſſationsverfahren ſoll 
der Art geordnet ſein, daß die Commaſſationsbehörde ſelbſt die Par⸗ 
teien wieder in einen vollkommen geregelten Zuſtand zurückverſetzt und 
zwar Sowohl in Bezug auf die Rechtz⸗ als in Bezug auf die wirth⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe Wo man dieſes unterläßt, wie im baieriſchen 
Geſetze, wo man die Parteien anweist, ihre verſchtedenen Verhältniffe 
durch die Gerichte und Notare ordnen zu laſſen, dort bringt man 
halbgeordnete Verhältniſſe hervor, die nur zu Zwiſtigkeiten und Strei⸗ 
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tigkeiten führen und gerade der wohlthätige Abſchluß der wirthſchaft⸗ 
lichen Reformen, der Feldweg- und Bewäſſerungsanlagen wird verzö⸗ 
gert oder unterbleibt ganz. 

Als letztes Mittel möchte ich noch die möglichfte Erleichterung 
der Provocation anführen. Da dieſer Gegenſtand ſchon fo vielfach be- 
rührt worden iſt, kann ich mich kurz faſſen. Ich ſuche den Haupt⸗ 
grund, warum die Provocation erleichtert werden ſoll, nicht darin, 
daß unſere Bevölkerung ſo ſtarrköpfig iſt, und daß nur durch Bewil⸗ 
ligung einer einfachen Majorität die Commaſſation erreicht wird. Die 
Gründe, warum man die Provocation möͤglichſt erleichtern ſollte, lie— 
gen tiefer. Wenn man Einſtimmigkeit oder eine große Majorität for 
dert, ſo iſt es unmöglich, Beiſpiele zu erhalten. Man würde in ſolchen 
Ländern niemals weder juriftifche noch techniſche Kräfte gehörig aus— 
bilden können. Nur dort, wo man die Provocation erleichtert, tft es 
möglich, daß der Staat für juriſtiſche Kräfte ſorgt und daß Techniker 
ſich finden; bei erſchwerter Provocation fehlt es den Organen an Ars 
beit. Ein anderer Grund, warum man die Provocation möglichſt er— 
leichtern ſoll, liegt darin, daß, wenn ſie durch große Majoritäten er⸗ 
ſchwert iſt. gerade die intelligenteren Beſitzer diejenigen ſind, welche 
die größten Opfer bringen muͤſſen. Sie müſſen nicht bloß häufig die 
Koſten allein übernehmen, ſondern man muß ſich mit mangelhaften 
und ſchlechten Plänen begnügen, während bei einfachen Majoritäten 
die Culturtechniker beinahe vollkommen freies Feld haben. Es iſt daher 
in den neueren Geſetzgebungen beſtimmt: die Commaſſation darf dann 
ausgeführt werden, wenn die einfache Majorität, nach dem Steuer⸗ 
capital oder nach der Fläche berechnet, ohne ſonſtige weitere Erforder⸗ 
niſſe ſich dafür ausſpricht. In Fällen, wo Gemeintheilungen vorkom⸗ 
men, hat ſchon das römiſche Recht und die demſelben nachgebildete 
ſpätere Geſetzgebung geſtattet, daß jeder Einzelnbeſitzer die Auflöſung 
der Gemeinſchaft oder das Ausſcheiden aus derſelben verlangen kann; 
ſolches Ausſcheiden aus der Gemeinſchaft iſt aber oft mit großen 
Schwierigkeiten und Störungen verbunden und es haben deßhalb die 
neueren Geſetze gewöhnlich vorgeſchrieben, daß der vierte Theil der 
Beſitzer die Aufhebung der Gemeinſchaft verlangen kann. Die Provo⸗ 
cation ſoll nicht bloß in Bezug auf die Majorſtätsverhältniſſe erleich⸗ 
tert werden, ſondern ganz beſonders auch in der Form dadurch, daß 
man keine anderen Erforderniſſe dafür verlangt. Wenn man die Pro- 
vocanten, wie dies in mehreren deutſchen Geſetzgebungen der Fall iſt, 
zwingt, erſt den Beweis zu liefern, daß die Arrondirung wirklich allen 
Befigern Vortheil bringt, daß ohne Einbeziehung der Minorität die 
Commaſſation nicht ausführbar iſt, wenn man ſie zwingt, wie in 
Baiern, vor der Abſtimmung erſt einen Zuſammenlegungsplan vorzu⸗ 
legen und dergl., dann er chwert man die Commaſſation ungemein. 
Alle dieſe Mittel, welche ich jetzt hier als primäre bezeichnet habe, 
können unterſtützt werden durch die ſogenannten ſecundären Mittel, 
welche ebenfalls bereits umſtändlich berührt wurden.“ N 

Da die Verſammlung keine Beſchlüſſe faßt, ſondern nur An⸗ 
ſichten ausſpricht ohne förmliche Abſtimmung, ſo faßte nach Schluß 
der Debatte der Präſident der Verſammlung, Reichsrath v. Nieth⸗ 
hammer die geltend gemachten verſchiedenen Anſchauungen wie folgt 
zuſammen: 

Einig iſt die ganze Verſammlung darin, daß die Arrondirung 
als eines der bedeutendſten Mittel zur Hebung der Landwirthſchaft 
betrachtet werden muß. 

Die Schwierigkeiten der Durchführung ſind ebenfalls von allen 
Seiten anerkannt. — In erſter Reihe ſteht der Mangel an Einſicht 
der Betheiligten, der Eigenſinn und Eigennutz Anderer. Das ſind die 
Dinge, die vor Allem überwunden werden müſſen. Einig iſt man dar⸗ 
über, daß in den deutſchen Staaten deswegen nur durch eine geſetz⸗ 
liche Beſtimmung geholfen werden kann. In dieſes Geſetz iſt, wie von 
allen Seiten anerkannt wurde, aufzunehmen, daß die Majorität zu 
entſcheiden habe, aber die abſolute Majorität, nicht eine Dreiviertel⸗ 
Majorität, wie wir ſie in Baiern haben. Ein Zweifel beſteht aber 
über, die Art der Berechnung der Majorität, ob nach Kopfzahl oder 
nach Beſitz. Allgemein gewünſcht wurde, daß durch ein ſolches Geſetz 
für die Arrondirung ein beſchleunigtes Verfahren eingeführt würde; 
weiter ſollen die Koſten vermindert, in allen Ländern ſoll für ein hin⸗ 
reichendes Perſonal zur Durchführung geſorgt und endlich ſoll in den 
landwirthſchaftlichen Schulen ganz beſonders dieſer Gegenſtand als 
ein Gegenſtand der Belehrung aufgenommen werden. ö 

Das habe ich aus den verſchiedenen Reden entnommen. Daß 
eine Einigung über die einzelnen Punkte nicht zu erzielen iſt, haben 


wir auch geſehen. Aber in der Hauptſache kann man fagen, daß bie 
Verſammlung ſich unbedingt für die Arrondirung ausgeſprochen hat 
und von vielen Seiten Mittel jeder Art aufgeführt worden ſind, welche 
den Zweck erreichen. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zwangsweiſe Eintreibung von Verpflegskoſten kann nur auf Grund⸗ 
lage eines rechtskräftigen Erkenntniſſes, das ein bezirksämtlicher 
Zahlungsauftrag nicht ſupplirt, vorgenommen werden. 
Gegen den Vorſteher einer iſrael. Cultusgemeinde kann wegen 
Schuldigkeiten der Gemeinde nicht Execution geführt werden. 


Laut Ausweiſes der Verwaltung des Wiener allgem. Kranken⸗ 
hauſes vom 11. October 1870 haften hinter dem daſelbſt zu wieder⸗ 
holten Malen behandelten und in dieſem Krankenhauſe verſtorbenen 
Handlungscommis Noe S. aus R. 175 fl. Kurkoſtenbeträge aus. 
Hinſichtlich der Verpflichtung der iſrael. Cultusgemeinde in K. zur 
Zahlung dieſes Betrages für Noe S. iſt bereits rechtskräftig von der 
beſtandenen Krakauer Landesregierung abgeſprochen worden. Für den 
in demſelben Krankenhauſe behandelten Commiſſionär Wilhelm M. 
aus K. wurden 23 fl. Kurkoſten ausgewieſen. 

Wegen der rückſtändigen Krankenverpflegskoſten für Noe S. er⸗ 
gingen unzählige behördliche Aufforderungen an den ifraelitiichen Cul⸗ 
tusgemeinde⸗Vorſtand in K., jedoch ſtets ohne Erfolg. Ebenſo erfolglos 
blieben jene wegen Berichtigung der Kurkoſten für Wilhelm M. 
Die Bezirkshauptmannſchaft ordnete ſchließlich für beide Forderungen 
die zwangsweiſe Eintreibung im Wege der Sequeſtration vom Vor⸗ 
ftande der ifraelitifchen Cultusgemeinde an, in Folge deſſen wurden 
dem Vorſteher Samuel Sch. Effecten im Werthe von 161 fl. gepfändet. 

Die Statthalterei gab dem wider dieſe zwangsweiſe Ein⸗ 
treibung gerichteten Recurſe des ifrael. Gemeinde⸗Vorſtehers aus dem 
von der Bezirkshauptmannſchaft hervorgehobenen Motive, daß alle bisher 
von ihr geſtellten Aufforderungen reſultatlos geblieben waren, keine Folge. 

Samuel Sch. beſchwerte ſich nun beim Miniſterium des 
Innern gegen die zur Einbringung der fraglichen Kurkoſten ins Werk 
geſetzte Pfändung ſeiner Effecten, indem er betonte, daß die Zah⸗ 
lung dieſer Kurkoſten nicht muthwillig vom C.⸗G.⸗Vorſtande ver⸗ 
ſchoben wurden; es ſeien ja gegen die Zuſtändigkeit der Reſtanten ge⸗ 
gründete Einwendungen erhoben worden, über welche die Entſcheidung 
noch ausſtehe; dies ſei auch der Grund, warum die beſagten Koſten 
in den früheren Jahrespräliminarien (mit Ausnahme des Voranſchla⸗ 
ges pro 1873) nicht erſcheinen; auch dürfe auf Grund der die 
israel. Cultusgemeinden betreffenden Vorſchriften (Judenpatent ex 
1789 und Vereinsgeſetz ex 1852) der Vorſteher zur Zahlung von 
Gemeindeſchulden durch Gequeftration ſeines Eigenthumes nicht ge⸗ 
zwungen werden, da er perſönlich nicht hafte. 

Das Miniſterium des Innern hat dieſer Berufung des iſrael. 
Gemeinde-Borftanded Samuel Sch. unterm 29. April 1873, 3. 
5719 und zwar aus nachſtehenden Gründen Folge gegeben: „Hinſicht⸗ 
lich der Kurkoſten für Wilhelm M. Tie,t ein Ausſpruch bezüglich der 
Verpflichtung der iſrael. Cultusgemeinde in K. zur Zahlung derſelben 
nicht vor und die diesbezüglichen bezirksämtlichen Zahlungsaufträge 
können ein ſolches Erkenntniß um ſo weniger ſuppliren, als gegen die 
Zuſtändigkeit des Wilhelm M. zur Gemeinde K. Einwendungen er⸗ 
hoben werden. Es können daher dieſe Koſten von der genannten Cul⸗ 
tus⸗Gemeinde zwang sweiſe gar nicht eingetrieben werden, es iſt 
vielmehr über die Verpflichtung zur Zahlung derſelben vorerſt inſtanz⸗ 
mäßig abzuſprechen. Ueber die Verpflichtung der iſrael. Cultus⸗ 
gemeinde in K zur Zahlung der Kurkoſten für Noe S. liegt aller⸗ 
dings ein rechtskräftiger Ausſpruch vor und es läßt ſich dawider in 
merito auch kein geſetzlicher Einwand erheben, nachdem dieſelben aus 
der Zeit vor dem 1. November 1861 herrühren. Aber auch deren 
Eintreibung durch Anwendung der Sequeftration gegen den Recur⸗ 
renten und nicht gegen die zahlungspflichtige iſrael. Cultusgemeinde 
erſcheint ungerechtfertigt, weil hiefür weder in der Judenordnung, 
noch in ſpäkeren Vorſchriften Anhaltspunkte vorliegen.“ D 
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Handel mit Neis gehört nicht in den Umfang der Gewerbsberechti⸗ 
gung der Griesler. 


Ueber eine Beſchwerde der Kaufleute in H. in Böhmen, daß die 
„Griesler“ daſelbſt mit Ueberſchreitung ihrer Gewerbsberechtigung Reis 
verkaufen und hiedurch die mit viel höheren Steuern belaſteten Kaufleute 
in ihrem Erwerbe beeinträchtigen, hat die Bezirkshauptmannſchaft nach 
Conſtatirung der Richtigkeit dieſer Anzeige den Grieslern den Handel 
mit Reis verboten und für den Fall der Uebertretung des Verbotes die 
Beſtrafung angedroht, nachdem der Verkauf von Reis als einer Süd⸗ 
frucht und einer Gattung von Kaufmannswaare in den Umfang der Ge- 
werbsberechtigung der Griesleret nicht falle und nur im Falle der 
ordnungsmäßigen Anmeldung von den Grieslern betrieben werden könnte. 

Den gegen den bezirkshauptmannſchaftlichen Beſcheid eingebrach⸗ 
ten Recurs hat die Statthalterei nach dem Antrage der Handels- und 
Gewerbekammer abgewieſen, weil Reis weder feiner Natur noch der bis⸗ 
herigen Uebung nach zu den in das Bereich der Griesleret fallenden Ar— 
tikeln zu zählen ſei. 

In der Miniſterialbeſchwerde machten die Griesler geltend, daß 
der Reis eben fo gut wie Erbſen, Bohnen, Weizen und andere Getreide- 
arten am Felde wachſe und ebenſo wie die Gerſte auf der Muͤhle zu 
Graupen verarbeitet werde, auf der Mühle ſo bereitet werden müſſe, daß 
er genießbar werde. Nachdem die Griesler berechtigt ſeien, Getreide ein⸗ 
zukaufen, zu vermahlen und weiter abzusetzen, fo komme ihnen auch zu, 
mit Reis zu handeln, da dasſelbe eine Getreideart ſei. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 12. September 1873, 
Z. 12.056 dem Recurſe der Griesler in Hinblick auf die Motivirung der 
angefochtenen Entſcheidung keine Folge gegeben. Km. 


Für die Beurtheilung der Armuth behufs Erlangung des Armen⸗ 

drittels aus der Verlaſſenſchaft eines Geiſtlichen kann die durch 

Erlangung des Verwandten⸗Drittels geſchehene Bereicherung nicht 
in Anſchlag gebracht werden. 


Im Jahre 1868 ſtarb ab intestato in D. der dortige Pfarrer 
Franz B. Noch in demſelben Jahre hat ſich die Nichte desſelben Anna 
P. bei der zuſtändigen Abhandlungsbehörde zu einem Drittheil des 
Nachlaſſes aus dem Geſetze erbserklärt, zugleich aber auch bei der 
k. k. Bezirkshauptmannſchaft auf Grund der nachgewieſenen vollen 
Armuth um die Anerkennung ihres Anſpruches auf das Armendrittel 
der Verlaſſenſchaft ihres Oheims gebeten. Bevor eine Entſcheidung 
der Bezirkshauptmannſchaft über letzteren Anſpruch erfloſſen war, wurde 
der Anna P. ihr Erbtheil als Nichte des Pfarrers Frauz B. (das 
Verwandtendrittel) mit dem Betrage von 12.700 fl. von der Verlaſ⸗ 
ſenſchaftsbehörde ausbezahlt. Auf Grund dieſes Umſtandes hat hier⸗ 
auf die Bezirks auptmannſchaft entſchieden, daß fie den Anſpruch der 
Anna P. auch auf das Armendrittel des Nachlaſſes ihres Oheims 
nicht anerkennen könne, weil ſelbe als Erbin eines Vermögens von 
12.700 fl. nicht den armen [Verwandten, welche geſetzlich den Anſpruch 
auf das Armendrittel haben, beigezählt werden könne. 

In dem dagegen ergriffenen Recurſe betonte Anna P, daß die 
Bezirkshauptmannſchaft nicht darauf Rückſicht zu nehmen hatte, ob ſie 
und welchen Antheil aus dem Verwandtſchaftsdrittel ihres Oheims zu 
erben habe, ſondern daß für dieſe Behörde einzig und allein die Frage 
maßgebend war, ob Anna P. beim Erbanfalle arm oder nicht, und 
der erſtere Fall ſei bei derſelben zweifellos vorhanden geweſen. Falls 
die Anſicht der Bezirkshauptmannſchaft richtig wäre, würde das ganze 
Geſetz über das Armendrittel illuſortſch, da man ja ſtets behaupten 
könnte, daß die Verwandten nicht arm ſeien, weil ſie aus dem Ver⸗ 
wandtendrittel einen Antheil erhalten. 

Die Statthalterei beſtätigte die erſtinſtanzliche Entſcheidung aus 
deren Gründen. b 

Das Miniſterium des Innern hat aber unterm 17. Auguſt 
1873, 3. 10.269 erkannt, daß der Anna P. auf Grund ihrer nach⸗ 
gewieſenen Armuth der Anſpruch auf das Armendrittel aus der Ver⸗ 
laſſenſchaft ihres Oheims, des Pfarrers Franz B. in D. zuſtehe und 
motivirte ſeine Entſcheidung mit Folgendem: „Nach den beſtehenden 
geſetzlichen Vorſchriften, insbeſondere nach den Beſtimmungen des Hof⸗ 
kanzleideeretes vom 6. Jänner 1792, Nr. 259 J. G. S. haben die 
nächſten Verwandten eines ohne letztwillige Anordnung verſtorbenen 
Geiſtlichen, wenn dieſelben die Armuth erweiſen, einen Anſpruch auf 


das den Armen geſetzlich zufallende Nachlaßdrittel Bei Beurtheilung des 
Anſpruches kann nach Analogie des § 545 des a. b. G. B. nur der Zeit⸗ 
punkt des Erbanfalles maßgebend und daher nur die Frage entſcheidend 
ſein, ob ſich die Verwandten zur Zeit des Todes des Erblaſſers in 
wahrer Armuth befinden. Durch die vorgelegten Nachweiſe iſt nun ſicher⸗ 
geſtellt, daß Aung P. zur Zeit des im Jahre 1868 erfolgten Todes ihres 
Oheims, des Pfarrers Franz B. in D. ganz vermögenslos und hilfsbe⸗ 
dürftig war und daß ſie in Folge deſſen den vollen Anſpruch auf das den 
Armen geſetzlich zufallende Nachlaßdrittel hatte. Dieſer Anſpruch kann 
durch den Umſtand, daß derſelben ein nicht unbedeutender Theil aus der 
Verlaſſenſchaft zuftel, und fie denſelben früher ausbezahlt erhielt um fo 
weniger alterirt werden, als die geſetzlichen Vorſchriften den Anſpruch 
auf das Armendrittel nicht von der Höhe des den Verwandten aus dem 
Verwandtendrittel zufallenden Erbtheiles abhängig machen“. 


Berordnung. 


Erlaß des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 27. Mai 1873, 3. 6796, au 
alle Laudes⸗Schulbehörden, betreffend die Verbreitung der Kenntniß der neuen 
öſterreichiſchen Maß⸗ und Gewichtsordnung durch die Schulen. 


Das Geſetz vom 23. Juli 1871 (R. G. Bl. 1872, Nr. 16), womit eine neue 
Maß⸗ und Gewichtsordnung ſeſtgeſtellt wurde, geftattet im Artikel VIH die Anwen⸗ 
dung der neuen (metriſchen) Maße und Gewichte ſchon mit dem Beginne des Jahres 
1873 und beſtimmt im Artikel, daß dieſe Anwendung mit dem Beginne des Jahres 
1876 im öffentlichen Verkehre ausſchließlich einzutreten hat. 

Hiedurch iſt an alle öffentlichen und Privatſchulen die Forderung herange⸗ 
kommen, das Rechnen mit den neuen, für Oeſterreich geſetzlich eingeführten Maßen 
und Gewichten in den Unterricht aufzunehmen und eifrigſt zu pflegen. 

Ich darf vorausſetzen, daß die Mittelſchulen, Lehrer⸗Bildungsanſtalten und 
Bürgerſchulen ohne Ausnahme der Sache bereits ihre volle Aufmerkſamkeit zuwenden 
und fortan zuwenden werden, woran ich nur die Bemerkung knüpfe, daß auch einſchlä⸗ 
gige Bücher künftig nur dann meine Approbation für den Lehrgebrauch erlangen wer⸗ 
den, wenn in denſelben die neue öſterreichiſche Maß⸗ und Gewichtsordnung in erſter 
Linie berückſichtigt iſt. 

Eingreifendere Vorkehrungen erheiſchen dagegen die allgemeinen Volksſchulen, 
deren Lehrer zunächſt berufen find, die Kenntnig der neuen Maße und Gewichte in 
die weiten Kreiſe der Bevölkerung zu verbreiten und für deren raſche und ſichere 
Einbürgerung mit voller Kraft einzutreten; damit die Volksſchulen dieſer Aufgabe 
gerecht werden können, habe ich vor Allem veranſtaltet, daß die im Wiener k. k. Schul⸗ 
bücherverlage herausgegebenen Rechenbüchel mit den Beſtimmungen der neuen Maß⸗ 
und Gewichtsordnung in Einklang gebracht werden. Dies ift bezüglich der deutſchen 
Rechenbücher bereits erfolgt und bezüglich der andersſprachigen zum Theile noch im 
Werden. Die Umarbeitungen der letzteren erfolgen auf Grund des deutſchen Original⸗ 
textes, doch wurden auch ſofort die vorhandenen nicht deutſchen Rechenbüchel mit 
einem Auhange verſehen, welcher die nothwendige Belehrung über die neuen Maße 
und Gewichte enthält Ueberdies wurde der Text der neuen Maß⸗ und Gewichtsord⸗ 
nung in die im Schulbücherverlage befindlichen „Anleitungen zum Gebrauche des 
zweiten“ ſo wie des „dritten“ Rechenbuches eingeſchaltet. 

Als Mittel zur Verſinnlichung und praktiſchen Auffaſſung der neuen Maße 
und Gewichte wurden von mir den Volksschulen zur Anſchaffung empfohlen: Günter's 
„Plaſtiſche Modelle“ (Miniſt.⸗Verordgsbl. 1873, Stück y); ferner die bildlichen 
Darſtellungen: Swoboda⸗Hartinger „Die fünf Maßeinheiten des metrifchen Syſtems“ 
(Miniſt.⸗Verordgsbl. 1872, Stück XX); Matthey⸗Guenet „Das neue öſterr. metriſche 
Maß und Gewicht“ (Miniſt.⸗Verordgabl., ebendaſelbſt); Günter⸗Pichler „Das mes 
triſche Maß, feine Theile und deren gegenſeitige Werthe in ihren Beziehungen zum 
Wiener Maß“ (Miniſt.⸗Vdgsbl. 1872, Stück XXIV). Eine Anzahl Exemplare dieſer 
Lehrmittel wurde behuſs unentgeltlicher Vertheilung an dürftigere Volksſchulen von 
mir ſofort auch angeſchafft, und werden weitere Anſchaffungen unter Berückſichtigung 
aller Länder nach Zulaß der mir zu Gebote ſtehenden Mittel noch erfolgen. Zur Be⸗ 
lehrung der Volksſchullehrer ſelbſt wurde das Handbüchlein: „die neuen öſter⸗ 
reichiſchen Maße und Gewichte und das Rechnen mit denſelben mit beſonderer 
Rückſicht auf die Schule, dargeſtellt von Dr. Franz Ritter von Moénik“ im Wiener 
k. k. Schulbücher⸗Verlage herausgegeben und allgemein zur Ayſchaffung empfohlen 
(Miniſt.⸗Vdgsbl. 1873, Stück 11). Die Ueberſetzung dieſes Büchleins in andere Spra⸗ 
chen iſt eingeleitet. Als geelgnetes Lehrmittel wurde auch Franz Villicus' Schrift: 
„Die neuen Maße und Gewichte in der öſterr. Monarchie“, mit einer Maß und Ge⸗ 
wichtstabelle in Farbendruck, dritte Auflage, empfohlen. (Miniſt. Vogsbl. 1873, 
Stück VII.) Hiermit ſind meinerſeits die nothwendigſten Vorbedingungen theis ſchon 


erfüllt, theils der Erfüllung nahe, um dem bezüglichen Unterrichte den erwünſchten 


Erfolg zu ſichern. 


Druckerei der k. Wiener Zeirung. 
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Für alles Weitere muß ich die energiſche Einwirkung der Landes⸗ und Bezirks⸗ 
Schulbehörden, insbeſondere aber die k. k. Bezirks⸗Schulinſpectoren hiermit in An- 
ſpruch nehmen. In erſter Linie muß dafür geſorgt werden, daß in jenen Volks⸗ 
ſchulen, wo das Rechnen mit Deeimalen ungeachtet der allgemeinen Beſtimmung 
des § 52 der Schul- und Unterrichts⸗Ordnung bisher wenig betrieben worden wäre, 
mit Rückſicht auf die neue Maß- und Gewichtdeintgeilung und in ſtetem Hinblicke 
auf die Bedürfniſſe des praktiſchen Lebens eifrigſt gepflegt werde. Daran hat ſich, ſo⸗ 
bald als möglich, die Einführung der Schüler in das Verſtändniß der neuen Maße 
und Gewichte zu knüpfen, und iſt auf die genaue Kenntniß derſelben, welche eine vor⸗ 
wiegend praktiſche Bedeutung hat, in der nächſten Zeit ganz beſonders bet jenen 
Schülern und Schülerinnen das Augenmerk zu richten, welche ihren Bildungs⸗ 
gang in der Volksſchule bald abſchließen. Die Detailvorſchriften in beiten Rich⸗ 
tungen find mit Berückſichtigung der verſchi⸗denen Einrichtung der allgeme nen 
Volksſchulen feſtzuſtellen. Dem Erforderuiſſe der Anſchaul chkeit dieſes Unterrichtes iſt 
durch die Beſchaffung der nothwendigen Lehrmittel, wo ſolche noch fehlen, mindeſtens 
durch die Beſchaffung eines hölzernen Meterſtabes und eines Würfels mit der Seiten⸗ 
länge eines Decimeters (Kubik⸗Decimeter) in Anwendung des 10. Abſchnittes der 
Schul⸗ und Unterrichtsorduung für jede einzelne Schule eheſtens Rechnung zu tragen. 

Wo plaſtiſche Modelle beſchafft werden, müſſen dieſe den wirklichen Maßen 
und Gewichten genau entſprechen. a 

Die Bezirks⸗Schulinſpectoren ſind anzuweiſen, ſofort zu ermitteln, ob und in 
wie weit zur beſſeren Orientirung der Volksſchullehrer im Gegenſtande beſondere Ver⸗ 
anſtaltungen zu treffen ſeien und hierüber an die Landes⸗Schulbehörte zu berichten. 
Da, wo ſich das Bedürfniß nach ſpecieller Belehrung herausſtellt, iſt der Gegenſtand 
auf die Tagesordnung der nächſten Bezirks⸗Lehrerconferenzen zu ſetzen und find nach 
Erforderniß auch beſondere Conferenzen ſowohl für die einzelnen mebrclafftgen Schu: 
len, als auch für ganze Bezirke zu dieſem Zwecke eheſtens zu veranflalten. Geeignete 
Fachmänner — namentlich aus den Lehrer-Bildungsanftalten — find zu veranlaffen, 
in dieſen Conferenzen oder auch in andern geeigneten Wegen durch mit Demonſtratio⸗ 
nen verbundene Vorträge das nöthige Verſtändniß für die Sache zu vermitteln. Ob 
es etwa in einzelnen Fälleu erforderlich wäre, felbſt Wanderlehrer zu gleichen Zwecken 
zu beſtellen, kann ich nur der weiteren Erwägung und eventuellen Antragſtellung der 
Landesſchulbehörden überlaſſen. 

Als ein beſonderes Verdienſt ſeitens der Lehrerwelt im Allgemeinen werde 
ich es erkennen, wenn fie über die neue Maß⸗ und Gewichtsordnung neben der Thätig⸗ 
keit in der Schule auch durch Abhaltung populärer praktiſcher Vorträge für das 
Publicum direct dem Volke in Stadt und Dorf anſchauliche Belehrung geben 
werden. 

Speciell finde ich noch anzuordnen, daß in den an den Lehrer-Bildungsanftalten 
abzuhaltenden Fortbildungscurſen insbeſondere im laufenden und den nächften Jahren 
der in Rede ſtehende Gegenſtand nach Maßgabe des Bedürfniſſes berückſichtigt werde, 
wobei jedoch ſtets das praktiſche Moment im Auge zu behalten iſt. 

Auch haben die k. k. Prüfungs⸗Commiſſionen für Volks⸗ und Bürgerfchufen - 
hinfort von den Candidaten die für den praktiſchen Unterricht erforderliche Kenntniß 
des neuen öſterreichiſchen Maß⸗ und Gewichtsſyſtems ſtreng zu fordern 

Ich erſuche die k. k. Landes Schulbehörde, den Inhalt dieſes Erlaſſes unter 
Beifügung der erforderlichen weiteren Anordnungen den unterſtehenden Schul⸗Auf⸗ 
ſichtsorganen, Prüfungscommiſſionen und Schulleitungen zur Kenntniß zu bringen, 
insbeſondere auch die Lehrer der Mittelſchulen und Lehrer Bildungdanftalten ſofort 
einzuladen, daß fie in der oben angedeuteten Weiſe zunächſt im Intereſſe der Volks⸗ 
ſchullehrer, dann aber auch in weiteren Kreifen im Intereſſe des Publicums thatkräftig 
einwirken, und mir ſeinerzeit jene Schulmänner, die ſich in dieſer Richtung hervorge— 
than haben, zur geeigneten Anerkennung namhaft machen. 


Perſonalien. 

Der Miniſter des Innern hat den Ingenieur Franz Ricci zum Oberin⸗ 
genieur für den Staatsbaudienſt im Küſtenlande ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Hilfegeologen Carl Maria 
Paul an der k. k. geologiſchen Reichsanſtat zum Geologen und den Prakticanten 
Dr. Oscar Lenz zum Adjuncten ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den k. k. Oberförſter und Waldſchätzungsreferenten 
Heinrich Volkmann zum Forſtinſpector für Salzburg und den Waldſchätzungsrefe⸗ 
renten Johann Salzer zum Forſtinſpector für Krain ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Oberbergverwalter in Kitzbichl Sigmund 
Laſſer Ritter v. Zollheim in der Eigenſchaft eines Bergdirecttons⸗Hauptceaſſiers 
nach Idria, ſowie den Bergverwalter in Kitzbichl Ferdinand Pfund in gleicher Dien⸗ 
ſteseigenſchaft nach Lend verſetzt; ferner den Bergverwalter in Lend Sofepy v. Hohen⸗ 
balken zum Oberbergverwalter in Kitzbichl ernannt. 


Erledigungen. \ 
Bezirke arztesſtelle in Groß⸗Meſeritſch in der neunten Rangsclaſſe und mit den 
Bezügen derſelben, bis 15. October. (Amtsblatt Nr. 216.) 
Concepteprakticantenſtellen bei der Poſtdire⸗tion in Linz mit 500 fl. Adjutum 
jährlich, bis 20. October (Amtsblatt Nr. 216. j i 
Drei Banadjunctenftellen bei der Landesregierung in Czernowitz, zehnter 
Rangsclaſſe, bis 20 October. (Amtsblatt Nr. 217.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


